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nen Mitarbeiter zu signalisieren und ihre Un­
terlagen und Vorschläge den zuständigen Par­
teiorganen bzw. dem Zentralkomitee sowie 
den verantwortlichen Parteimitgliedern, die in 
den leitenden Funktionen der Ministerien und 
staatlichen Organe tätig sind, zu übermitteln. 
Die Parteiorganisationen in den staatlichen 
Organen unterstehen in ihrer propagandisti­
schen, agitatorischen und parteiorganisatori­
schen Tätigkeit den Stadt- oder Kreisleitungen, 
zu deren Bereich sie gehören. In den speziel­
len Fragen der Arbeit des betreffenden staat­
lichen Organs unterstehen sie den entsprechen­
den leitenden Parteiorganen (Kreis oder 

Stadtleitung, Bezirksleitung, Zentralkomitee).

VII. Die Ortsorganisationen der Partei
64. In den kleinen und mittleren Städten, 

großen Gemeinden und Dörfern, die im Be­
reich der Parteiorganisation eines Kreises lie­
gen und wo mehrere Grundorganisationen der 
Partei bestehen, wird eine gemeinsame Ortslei­
tung gebildet.

Die Ortsleitung wird entsprechend den In­
struktionen des Zentralkomitees in einer ge­
meinsamen Mitgliederversammlung aller Grund­
organisationen des Ortes oder in großen Or­
ten auf einer Delegiertenkonferenz für ein 
Jahr gewählt.

Die Ortsleitung wählt aus ihrer Mitte den 
Sekretär.

Die Ortsleitung leitet die Arbeit der Partei­
gruppen in den gewählten örtlichen Organen 
der Staatsmacht und den örtlichen Leitungen 
der Massenorganisationen und erörtert die 
verschiedenen Fragen der gemeinsamen Aufga­
ben bei der Entfaltung der politischen Mas­
senarbeit, der Lösung der kommunal-politi­
schen Probleme, organisiert die Zusammenar­
beit mit den Ortsgruppenvorständen der be­
freundeten Parteien und das gemeinsame Han­
deln aller fortschrittlichen Kräfte in der Na­
tionalen Front des demokratischen Deutsch­
land.

Die Ortsleitung hat das Recht, zu diesen Fra­

gen Beschlüsse zu fassen, die für alle Grund­
organisationen ihres Bereiches verbindlich 
sind. Die Kreisleitung der Partei leitet unmit­
telbar die einzelnen Grundorganisationen in 
ihrer gesamten Arbeit und die Ortsleitungen in 
den genannten Fragen an.

VIII. Partei und Freie Deutsche Jugend

65. bis 67.

IX. Die Parteiorganisationen in der 
Deutschen Volkspolizei, der Nationalen 
Volksarmee und im Verkehrswesen

68.

X. Die Parteigruppen in den gewählten 
Organen des Staates und der Massenorganisa­

tionen
69. Auf allen Kongressen, Beratungen und 

in den wählbaren Organen des Staates und der 
Massenorganisationen mit mindestens drei 
Parteimitgliedern werden Parteigruppen orga­
nisiert. Die Aufgabe dieser Parteigruppen be­
steht darin, den Einfluß der Partei allseitig zu 
verstärken, ihre Politik unter den Parteilosen 
zu vertreten, die Partei- und Staatsdisziplin 
zu festigen, den Kampf gegen Bürokratismus 
zu führen und die Befolgung der Partei- und 
Regierungsdirektiven zu kontrollieren.

Für die laufende Arbeit wählt die Gruppe 
einen Sekretär.

70. Die Parteigruppen unterstehen den ent­
sprechenden Parteiorganen (Zentralkomitee, 
Bezirks-, Stadt-, Kreis-, Orts-, Betriebspartei­
leitung). Die Gruppen sind verpflichtet, sich in 
allen Fragen streng und konsequent von den 
Beschlüssen der führenden Parteiorgane leiten 
zu lassen.
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71*

XII. Die finanziellen Mittel der Partei
72. bis 74.

Gesetz über die weitere Demokratisierung des Aufbaus und der Arbeitsweise der Staatlichen Organe 

in den Ländern der Deutschen Demokratischen Republik vom 23. 7. 1952 (GBl. S. 613)

Die Aufgaben der weiteren demokratischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung der Deut­
schen Demokratischen Republik erfordern eine 
größtmögliche Annäherung der Organe der 
Staatsgewalt an die Bevölkerung und eine brei­
tere Einbeziehung der Werktätigen in die Lei­
tung des Staates.

Das noch vom kaiserlichen Deutschland 
stammende System der administrativen Glie­
derung in Länder mit eigenen Landesregie­
rungen sowie in große Kreise gewährleistet 
nicht die Lösung der neuen Aufgaben unseres 
Staates.

Der Staat des alten Deutschland hatte nichts

mit der Leitung der Wirtschaft zu tun, da die 
Fabriken, Werke und Gruben sowie die Ban­
ken einzelnen Großkapitalisten gehörten, die 
Profite aus der Ausbeutung der Werktätigen 
zogen. Der neue, wahrhaft demokratische Staat 
in der Deutschen Demokratischen Republik, 
der mit den großkapitalistischen Ausbeutern 
ein Ende gemacht hat, leitet im Aufträge des 
Volkes auch die Wirtschaft, die in Volkseigen­
tum überging und den Interessen des Volkes 
dient.

Der alte deutsche Staat der Großkapitali­
sten und Großgrundbesitzer, der sich bewußt 
vom werktätigen Volk abgrenzte, war be-


